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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

In der Fassung des FNG-AnpassungsG 2014 enthält § 53 FrPolG 2005 die Anordnung, dass mit einer 
Rückkehrentscheidung stets ein Einreiseverbot in einer Mindestdauer von 18 Monaten einherzugehen 
habe, nicht mehr. Wie sich aus den Gesetzesmaterialen (ErlRV 2144 BlgNR 24. GP, 23 f) ergibt, sollte 
die Sichtweise des VwGH in seinem Erkenntnis vom 15. Dezember 2011, 2011/21/0237, bzw. seiner 
folgenden Rechtsprechung damit in § 53 FrPolG 2005 implementiert werden. Im Sinn dieser Judikatur ist 
daher eine Prüfung im Einzelfall durchzuführen, die nunmehr auch dazu führen kann, dass ein 
Einreiseverbot in einer Dauer von weniger als 18 Monaten zu verhängen ist. Die Verhängung 
kurzfristiger Einreiseverbote (insbesondere solcher in einer Dauer von weniger als 18 Monaten) oder 
überhaupt das Unterbleiben eines Einreiseverbotes soll aber nur dann erfolgen, wenn dem 
Drittstaatsangehörigen bloß eine geringfügige Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung (oder 
Sicherheit) anzulasten ist (vgl. in diesem Sinn mit näheren Ausführungen VwGH 4.8.2016, Ra 
2016/21/0207 u.a.). 
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